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Norm

AsylG 2005 §10
AsylG 2005 §3 Absl
AsylG 2005 §8 Absl

1. AsylG 2005 § 10 heute
AsylG 2005 § 10 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
AsylG 2005 § 10 guiltig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 10 guiltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
. AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007
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AsylG 2005 § 3 heute

AsylG 2005 § 3 gultig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 3 gultig von 01.06.2016 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 3 gultig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2013
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AsylG 2005 § 8 heute

AsylG 2005 § 8 gultig von 01.03.2027 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 63/2025
AsylG 2005 § 8 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 8 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 8 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 8 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
AsylG 2005 § 8 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 8 gultig von 01.01.2010 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 § 8 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2009
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ZI. C16 422.735-1/2011/7E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. Kirschbaum als Vorsitzende und den Richter Dr. Chvosta als
Beisitzer Uber die Beschwerde des XXXX, geb. XXXX, StA. Indien, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes
vom 07.11.2011, FZ 11 11.330-BAW, in nichtéffentlicher Sitzung zu Recht erkannt: Der Asylgerichtshof hat
durch die Richterin Dr. Kirschbaum als Vorsitzende und den Richter Dr. Chvosta als Beisitzer Uber die
Beschwerde des rémisch 40 , geb. rémisch 40 , StA. Indien, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom
07.11.2011, FZ 11 11.330-BAW, in nichtéffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemal §§ 3 Abs. 1, 8 Abs. 1 sowie 10 AsylG 2005,BGBI. | Nr. 100/2005 idF BGBI. I Nr.
38/2011, abgewiesen.Die Beschwerde wird gemaR Paragraphen 3, Absatz eins, 8, Absatz eins, sowie 10
AsylG 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 38
aus 2011,, abgewiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:
Verfahrensgang

Verfahren vor dem Bundesasylamt

Der Beschwerdefiihrer reiste zu einem unbekannten Zeitpunkt illegal in Osterreich ein und stellte am
28.09.2011 vor der Polizeiinspektion Traiskirchen EAST einen Antrag auf internationalen Schutz (AS 17, 29).
Eine EURODAC-Abfrage vom selben Tag verlief negativ (AS 5).

Am 29.09.2011 wurde der Beschwerdefihrer von Beamten der genannten Polizeidienststelle unter
Beteiligung eines Dolmetschers flr die Sprache Tamilisch ersteinvernommen, wobei er ua. angab,
Staatsblrger von Sri Lanka zu sein und dort aus mit dem Boot nach Indien und von XXXXaus
schlepperunterstitzt mit einem Flugzeug nach Russland gebracht worden zu sein, von wo aus er auf dem
Landweg liber unbekannte Léander nach Osterreich gelangt sei (AS 15).

Nachdem das Bundesasylamt von der Antragstellung informiert worden war, wurde das Verfahren des
Beschwerdefiihrers von der Behdrde, AuBenstelle EAST, am 02.10.2011 durch Ausfolgung der
Aufenthaltsberechtigungskarte in Osterreich zugelassen (AS 49).

Am 04.11.2011 wurde der Beschwerdefihrer vom Bundesasylamt, AuRenstelle Wien, unter Beteiligung eines
Dolmetschers flr die Sprache Tamilisch niederschriftlich einvernommen, wobei er ua. angab, in Wahrheit
Staatsblirger Indiens zu sein, ihm die spater im angefochtenen Bescheid zugrunde gelegten
Landerinformationen zu Indien jedoch nicht zur Stellungnahme vorgehalten wurden (AS 65).

Angefochtener Bescheid

Mit Datum vom 07.11.2011 erlie das Bundesasylamt, AulRenstelle Wien, den Bescheid FZ. 11 11.330-BAW
(AS 71), der dem Beschwerdeflihrer am 14.10.2011 zugestellt wurde (AS 98) (im Folgenden: angefochtener
Bescheid).

Mit diesem Bescheid wurde der Antrag des Beschwerdefuhrers auf Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten gemaR § 3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Ziff. 13 AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100/2005 "idgF" abgewiesen
(Spruchpunkt I.). Weiters wurde der Antrag auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status
des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat des Beschwerdefuhrers gemal § 8 Abs. 1
iVm § 2 Abs. 1 Ziff. 13 leg. cit. abgewiesen (Spruchpunkt Il.). GemaR § 10 Abs. 1 leg. cit. wurde der
Beschwerdefihrer aus dem oOsterreichischen Bundesgebiet nach Indien ausgewiesen (Spruchpunkt Ill.).Mit
diesem Bescheid wurde der Antrag des Beschwerdeflhrers auf Zuerkennung des Status des Asylberechtigten
gemald Paragraph 3, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziff. 13 AsylG 2005,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, "idgF" abgewiesen (Spruchpunkt rémisch eins.). Weiters
wurde der Antrag auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat des Beschwerdefuhrers gemaR Paragraph 8, Absatz eins,
in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziff. 13 leg. cit. abgewiesen (Spruchpunkt rémisch zwei.). GemaR
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Paragraph 10, Absatz eins, leg. cit. wurde der Beschwerdeflihrer aus dem o&sterreichischen Bundesgebiet
nach Indien ausgewiesen (Spruchpunkt romisch drei.).

Zur Begrindung flhrte das Bundesasylamt im Wesentlichen an, dass dem Beschwerdeflihrer im
Herkunftsstaat Indien keine asylrelevante Verfolgung drohe. Das Vorbringen des Beschwerdeflihrers im
Hinblick auf eine drohende Verfolgung durch einen von der Polizei unterstitzten Nachbarn wegen eines
Grundstlcksstreits sei unglaubwirdig (Spruchpunkt 1.).Zur Begrindung fiuhrte das Bundesasylamt im
Wesentlichen an, dass dem Beschwerdeflhrer im Herkunftsstaat Indien keine asylrelevante Verfolgung
drohe. Das Vorbringen des Beschwerdefihrers im Hinblick auf eine drohende Verfolgung durch einen von der
Polizei unterstitzten Nachbarn wegen eines Grundstlcksstreits sei unglaubwirdig (Spruchpunkt rémisch
eins.).

Ebenso bestinden keine stichhaltigen Griinde fir die Annahme, dass der Beschwerdefihrer bei einer
Rickkehr nach Indien Gefahr liefe, dort einer unmenschlichen Behandlung, Strafe oder gar der Todesstrafe
ausgesetzt zu sein (Spruchpunkt Il.).Ebenso bestiinden keine stichhaltigen Griinde flr die Annahme, dass der
Beschwerdefuhrer bei einer Riuckkehr nach Indien Gefahr liefe, dort einer unmenschlichen Behandlung, Strafe
oder gar der Todesstrafe ausgesetzt zu sein (Spruchpunkt rémisch zwei.).

Eine Ausweisung aus Osterreich sei, da kein Recht auf internationalen Schutz bestehe, gesetzlich indiziert
und verletze auch nicht die Rechte des Beschwerdeflhrers aus Art. 8 EMRK. Es liege namlich kein
Familienleben zu in Osterreich dauernd aufenthaltsberechtigten Personen vor und ein Eingriff in das
Privatleben des Beschwerdefiihrers sei - so ein solcher Uberhaupt vorliege - gerechtfertigt (Spruchpunkt
11.).Eine Ausweisung aus Osterreich sei, da kein Recht auf internationalen Schutz bestehe, gesetzlich indiziert
und verletze auch nicht die Rechte des Beschwerdeflhrers aus Artikel 8, EMRK. Es liege namlich kein
Familienleben zu in Osterreich dauernd aufenthaltsberechtigten Personen vor und ein Eingriff in das
Privatleben des Beschwerdefiihrers sei - so ein solcher Uberhaupt vorliege - gerechtfertigt (Spruchpunkt
romisch drei.).

Mit Verfahrensanordnung vom 08.11.2011 wurde dem Beschwerdefihrer ein naher bezeichnet Verein als
Rechtsberater fur einen etwaige Beschwerde zum Asylgerichtshof amtswegig zur Seite gestellt (AS 101).

Beschwerde

Mit am 17.11.2011 zur Post gegebenem Schriftsatz vom selben Tag legte der Beschwerdefihrer gegen den
angefochtenen Bescheid Beschwerde beim Bundesasylamt ein (AS 121).

Zur Begriindung der Beschwerde flihrte der Beschwerdefiihrer ohne naheren Bezug zu seinem Verfahren im
Wesentlichen an, die Entscheidung des Bundesasylamtes sei inhaltlich falsch und ebenso rechtswidrig
aufgrund von mangelhafter Verfahrensfiihrung. Eine nahere Begrindung werde er innerhalb der kommenden
14 Tage nachreichen.

Beantragt wurden unter einem die Erganzung des Ermittlungsverfahrens und die Beigabe eines
Rechtsberaters.

Verfahren vor dem Asylgerichtshof
Die Beschwerde langte am 28.11.2011 beim Asylgerichtshof ein.

Mit am 24.11.2011 zur Post gegebenen Schriftsatz reichte der Beschwerdefihrer eine Beschwerdeerganzung
beim Bundesasylamt ein, in der er sein Rechtsmittel unter Beifligung verschiedener Landerinformationen im
Wesentlichen damit begriindete, dass die belangte Behdérde zum einen das Parteiengehér verletzt habe, weil
ihm die Landerinformationen aus dem angefochtenen Bescheid nicht zur Stellungnahme vorgehalten worden
seien, und die Behdrde zum anderen nicht ausreichend auf die Situation der indischen Polizei eingegangen
sei und somit falschlich zu dem Schluss gekommen sei, diese kdnne den Beschwerdeflhrer schitzen.
AuBerdem sei das Bundesasylamt falschlicherweise von einer innerstaatlichen Fluchtalternative ausgegangen
sei.

GemaR § 23 Abs. 1 Asylgerichtshofgesetz idgF (AsylGHG) sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005,BGBI. |
Nr. 100/2005 idF BGBI. | Nr. 38/2011, (AsylG) nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof
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die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBI. Nr. 51, mit der
MaRgabe sinngemall anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffes "Berufung" der Begriff "Beschwerde"
tritt. GemaR Paragraph 23, Absatz eins, Asylgerichtshofgesetz idgF (AsylGHG) sind, soweit sich aus dem
Asylgesetz 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins,
Nr. 38 aus 2011,, (AsylG) nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der MaRgabe
sinngemal anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffes "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

Der Asylgerichtshof hat dem Beschwerdeflihrer gemaR § 45 Abs. 3 AVG mit Schreiben vom 13.06.2013 eine
Zusammenfassung aktueller Landerinformationen samt Angabe der dort genannten Quellen als Ergebnis der
Beweisaufnahme UGbermittelt. Ihm wurde angeboten, in die vollstandigen Texte der genannten Quellen beim
Asylgerichtshof Einsicht zu nehmen und binnen zwei Wochen dazu Stellung zu nehmen.Der Asylgerichtshof
hat dem Beschwerdeflihrer gemaR Paragraph 45, Absatz 3, AVG mit Schreiben vom 13.06.2013 eine
Zusammenfassung aktueller Landerinformationen samt Angabe der dort genannten Quellen als Ergebnis der
Beweisaufnahme Utbermittelt. Ihm wurde angeboten, in die vollstandigen Texte der genannten Quellen beim
Asylgerichtshof Einsicht zu nehmen und binnen zwei Wochen dazu Stellung zu nehmen.

Des Weiteren wurde der Beschwerdeflhrer aufgefordert mitzuteilen, ob und ggf. inwiefern sein
Gesundheitszustand akut oder chronisch beeintrachtigt ist sowie diesfalls geeignete Nachweise (zB. Befunde)
daflr vorzulegen.

SchlieBBlich hat der Asylgerichtshof den Beschwerdefihrer dariber informiert, dass er bezlglich etwaiger
familidrer oder privater Bindungen in Osterreich vorlaufig von dem im angefochtenen Bescheid angefiihrten
Sachverhaltsfeststellungen ausgehe und den Beschwerdeflhrer aufgefordert, innerhalb der genannten Frist
den Asylgerichts unter Vorlage entsprechender Nachweise (zB. Deutschkurse, Beschaftigung, auch
ehrenamtliche, Aufenthaltsberechtigung, Heirats- oder Geburtsurkunden) zu informieren, falls sich der
Sachverhalt in Bezug auf sein Privat- und Familienleben geandert habe.

Der Beschwerdefuhrer hat von der Akteneinsicht keinen Gebrauch gemacht, aber mit Fax vom 28.06.2013
Uber einen Fluchtlingsberatungsverein eine Stellungnahme abgegeben.

Der Antrag auf Beigebung eines Rechtsberaters wurde bereits durch amtswegige Bestellung eines solchen
durch das Bundesasylamt Folge geleistet (siehe I.2.).Der Antrag auf Beigebung eines Rechtsberaters wurde
bereits durch amtswegige Bestellung eines solchen durch das Bundesasylamt Folge geleistet (siehe rémisch
eins.2.).

Dem Antrag auf (nicht naher bezeichnete) Erganzung des Ermittlungsverfahrens wurde insoweit
stattgegeben, als der Asylgerichtshof aktuellere Quellen zur Landersituation in Indien sowie zu etwaigen
Anderungen im persdnlichen Leben des Beschwerdefiihrers oder in Bezug auf seinen Gesundheitszustand
erhob. Weitere Sachverhaltsermittlungen - etwa zum Fluchtvorbringen des Beschwerdefihrers - waren nicht
notwendig, da das Bundesasylamt insoweit ausreichende Ermittlungen durch Einvernahme des
Beschwerdefuhrers angestellt hatte.

Die Durchfuhrung einer offentlichen mundlichen Verhandlung war gemalR§ 41 Abs. 7 AsylG nicht
erforderlich.Die Durchfuhrung einer 6ffentlichen mindlichen Verhandlung war gemaf Paragraph 41, Absatz 7,
AsylG nicht erforderlich.

Der Antrag auf Abhaltung einer mindlichen Verhandlung reicht bei sonstigem Vorliegen der Voraussetzungen
des § 41 Abs. 7 AsylG 2005 nicht aus, um eine Verhandlungspflicht zu begrinden (vgl. VwGH 17.10.2006, ZI.
2005/20/0329; 23.11.2006, ZI. 2005/20/0406;Der Antrag auf Abhaltung einer mindlichen Verhandlung reicht
bei sonstigem Vorliegen der Voraussetzungen des Paragraph 41, Absatz 7, AsylG 2005 nicht aus, um eine
Verhandlungspflicht zu begrinden vergleiche VwGH 17.10.2006, ZI. 2005/20/0329; 23.11.2006, ZI.
2005/20/0406;

23.11.2006, ZI. 2005/20/0477; 23.11.2006, ZI. 2005/20/0517;
23.11.2006, ZI. 2005/20/0551; 23.11.2006, ZI. 2005/20/0579).

Das Unterbleiben einer mindlichen Verhandlung in Fallen, in denen der Sachverhalt aus der Aktenlage in
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Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das
Vorbringen tatsachenwidrig ist, steht im Einklang mit Art. 47 Abs. 2 GRC, wenn zuvor bereits ein
Verwaltungsverfahren stattgefunden hat, in dessen Rahmen Parteiengehdér gewahrt wurde (VfGH 14.03.2012,
GZ. U 466/11-18).Das Unterbleiben einer mindlichen Verhandlung in Fallen, in denen der Sachverhalt aus
der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den Ermittlungen
zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen tatsachenwidrig ist, steht im Einklang mit Artikel 47, Absatz 2, GRC,
wenn zuvor bereits ein Verwaltungsverfahren stattgefunden hat, in dessen Rahmen Parteiengehér gewahrt
wurde (VfGH 14.03.2012, GZ. U 466/11-18).

Von der Durchfihrung einer mundlichen Verhandlung wurde im vorliegenden Fall abgesehen, da der
Sachverhalt im Verfahren vor dem Asylgerichtshof aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde und
dort den damit eingefihrten zusatzlichen Landerinformationen sowie durch die erwahnten zusatzliche
Ermittlungen des Asylgerichtshofes geklart ist, und vor dem Bundesasylamt zu den Fluchtgrinden und von
Seiten des Asylgerichtshofes ausreichend rechtliches Gehér gewahrt wurde.

Der Asylgerichtshof hat am heutigen Tage als Senat in nichtéffentlicher Sitzung beraten und das vorliegende
Erkenntnis einstimmig beschlossen.

Sachverhalt
Beweismittel
Parteivorbringen des Beschwerdefuhrers

Zur Person hat der Beschwerdeflhrer ausgesagt, er heiBe XXXX, geb. XXXXZur Person hat der
Beschwerdefihrer ausgesagt, er heille rémisch 40, geb. rémisch 40 .

Der Beschwerdeflhrer hatte in der Erstbefragung und der Einvernahme vor dem Bundesasylamt zunachst
angegeben, er sei Staatsangehdériger von Sri Lanka. Auf Vorhalt, dass der Beschwerdeflhrer aufgrund seines
speziellen tamilischen Dialektes und der sehr geringen Kenntnisse betreffend den von ihm behaupteten
Wohnort in Sri Lanka den Eindruck erwecke, nicht aus Sri Lanka zu stammen, sondern aus Indien, und es
naher bezeichnete Mittel gebe, dieses auch nachzuweisen, hat der Beschwerdeflhrer klar gestellt, er sei
indischer Staatsblrger tamilischer Volksgruppe und stamme aus der GroRstadt XXXX(Bundesstaat Tamil
Nadu).

Der Beschwerdefihrer hat weiters angegeben, er sei ledig, sein Vater sei 2005 und seine Mutter 2006, beide
an Krankheiten, verstorben und er habe keine Geschwister. Seine Religion sei der Hinduismus. Er habe keine
Schulbildung und spreche zwar Tamilisch, kénne die Sprache aber nicht lesen. Weiters spreche er Telugu,

diese Sprache kdnne er auch lesen. Er habe vor dem Verlassen des Landes in der GroBRstadt XXXXgelebt und
von der landwirtschaftlichen Bestellung seines eigenen Landes gelebt.

Zu seinem Gesundheitszustand hat der Beschwerdefihrer angegeben, er habe keine psychischen oder
somatischen Beschwerden. Auch nach Aufforderung durch den Asylgerichtshof hat der Beschwerdeflhrer
keine mittlerweile aufgetretenen Erkrankungen vorgebracht.

Zum Fluchtgrund hatte der Beschwerdeflhrer zunachst (unter der Behauptung, er sei Staatsangehdriger von
Sri Lanka) vorgebracht, er habe fur die sri-lankische Partei LTTE als Informant gearbeitet und werde seit Ende
des Burgerkrieges deswegen von der Polizei gesucht. Dieses Fluchtvorbringen hat der BeschwerdefUhrer in
Zuge der Einvernahme vor dem Bundesasylamt ausdrucklich als "LlUge" bezeichnet und widerrufen.

Der Beschwerdeflhrer hat dann vorgebracht, er habe in seiner Heimatstadt in Indien Probleme mit einem
Nachbarn, der sein aufgrund der Grundstuckspreise in Indien wertvolles Land beanspruche, das er von den
Eltern geerbt habe. Dieser Nachbar habe alle Dokumente verandert und habe gute Kontakte mit den (nicht
naher bezeichneten) indischen Landesbehdrden.

Auf Ersuchen, den Fluchtgrund naher zu erlautern hat der Beschwerdefiihrer dann vorgebracht, "diese Leute"
seinen Verbrecher und es habe einige Male gewalttatige Auseinandersetzungen gegeben, die seine Eltern
gesehen hatten und sich daraufhin umgebracht hatten. Auf Vorhalt, der Beschwerdefiihrer habe zuvor



angegeben, seine Eltern seien an Krankheiten verstorben, hat der Beschwerdeflihrer gemeint, die Eltern
seien nach den Beobachtungen krank geworden.

Nach erneuter Aufforderung die Fluchtgriinde ausfihrlich zu erlautern, hat der Beschwerdefihrer erklart,
"alles" habe 2001 angefangen. Seither werde der Beschwerdefilhrer wegen der steigenden
Grundstlckspreise von dem Nachbar verfolgt. Ab 2010, nach dem Regierungswechsel im Bundestaat Tamil
Nadu, sei es besonders intensiv geworden, weil seine Verfolger gute Kontakte zur neuen Regierung hatten.

Der Nachbar habe, um an das Grundstiick des Beschwerdeflihrers zu kommen, auch Leute engagiert, um ihn
zu schlagen. Zum Schluss hatten diese Leute, bei denen es sich um "hohe Beamte der
Landesregistrierungsbehérde" gehandelt habe, dem Beschwerdefiihrer damit gedroht, ihn umzubringen,
wenn er Indien nicht verlasse. Der Beschwerdeflihrer sei mit dem "Papierkrieg" Gberfordert gewesen und der
Nachbar habe sich mit Politikern zusammengetan und jetzt werde auf seinem Grundstlck etwas gebaut. Er
habe nichts fir sein Grundstick bekommen.

Befragt, ob er sich an die Polizei oder an ein Gericht gewendet habe bzw. einen Anwalt genommen oder sich
an eine Zeitung gewandt habe, hat der Beschwerdefihrer ausgesagt, dass er aus Angst nichts unternommen
sei, weil seine Verfolger ihm gedroht hatten, ihn dann sofort umzubringen. Bei "politischen Geschichten"
wolle sich keiner einmischen.

Befragt, was der Beschwerdefiihrer im Falle einer Rickkehr nach Indien beflirchte, hat dieser gemeint, dass
diese Leute ihn mit Sicherheit umbringen wirden, weil man ihn in dieser Ortschaft kenne und er nirgendwo
anders leben kdnne. Er kénne auch nicht woanders (zB. in den Nachbarbundesstaat Andra Pradesh)
hingehen, weil ihn die Leute Uberall finden wiirden - wie kdnne er allerdings nicht sagen.

In der Stellungnahme vor dem Asylgerichtshof hat der Beschwerdefiihrer dazu erganzt, er kénne sich auch
deshalb nicht in einem Landesteil Indiens niederlassen, weil es aufgrund der kulturellen und sprachlichen
Unterschiede innerhalb Indiens haufig zu ethnischen Verfolgungen, zB. von durch radikale nationalistische
Parteien kommen, insbesondere von inlandischen "Einwanderern" aus dem Norden und Saden.

Zu seinem Leben in Osterreich hat der Beschwerdefiihrer vor der belangten Behérde angegeben, er habe in
Osterreich keine Verwandten. Er mache hier eigentlich nichts, habe aber einen Bekannten, der Zeitungen
austeile, dem helfe er manchmal und bekomme dafiir Essen und eine Unterkunft.

Auf Aufforderung des Asylgerichtshofes, etwaige Anderungen demgegeniber bekannt zu geben, hat der
Beschwerdeflihrer vorgebracht, er sei unbescholten, wohne in einer ortstiblichen Unterkunft und arbeite bei
einer naher bezeichneten Firma legal als Zeitungszusteller, woflir er 500 ; im Monat erhalte. Er verflige Uber
geringe Deutschkenntnisse, méchte die Sprache aber in gréBerem Umfang erlernen und sich in Osterreich
integrieren.

Landerinformationen zu Indien

a) Der Asylgerichtshof hat folgende, dem Beschwerdeflihrer zur Stellungnahme vorgehaltene, aktuelle
Landerberichte zu Indien als Beweismittel herangezogen:

Amnesty International, Amnesty Report 2012, vom 24.05.2012

APA, "Zuteilung von Identitatsnummern in Indien hat begonnen", vom 30.09.2010

APA, "Indische Sicherheitskrafte téten mindestens 17 maoistische Rebellen”, vom 29.06.2012
BAMF/IOM, Landerinformationsblatt - Indien, vom August 2012

Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Indien,
vom 13.08.2012

Deutsches Auswartiges Amt, Innenpolitik, vom Oktober 2012
Gutachten Dr. Briser, vom 13.07.2011 und Erganzung vom Februar 2012
Human Right Watch, World Report 2013, vom 31.01.2013

Junge Welt, "Resultate indischer Regionalwahlen ohne Einfluss auf Regierungskoalition", vom 07.03.2012



Neue Zlrcher Zeitung, "Mann des Volkes wird Prasident", vom 22.07.2012

OB-New Delhi, Auskunft vom 07.02.2013

OB-Neu Delhi, Asylldnderbericht, August 2011

US-Department, Country Report on Human Rights Practices for 2011, vom 24.05.2012

b) Die folgenden vom Beschwerdefihrer mit der Beschwerde in das Verfahren eingebrachten Informationen
zur Lage in Indien dienen - soweit sie nicht durch unter a) angefihrte Quellen neueren Datums Uberholt sind -
ebenfalls als Beweismittel

Asian Centre for Human Rights: Torture in India 2010 (13.04.2010)

Freedom House: Freedom in the World 2009 und 2010

Human Rights Law Network: Indian Police (August 2009)

Human Rights Watch: Broken System, Dysfunction, Abuse und Impunity in the Indian Police (04.08.2009)
Human Rights Watch: The Anti-Nationals (01.02.2011)

Immigration and Refugee Board, Canada: Judicial System (23.04.2009)

India Today: Death Sentence (17.01.2011).

Sachverhalt nach Beweiswurdigung

Der Asylgerichtshof stellt nach Wirdigung der unter Il.1 angefiihrten Beweismittel folgenden Sachverhalt
fest.Der Asylgerichtshof stellt nach Wirdigung der unter rdmisch zwei.1 angeflihrten Beweismittel folgenden
Sachverhalt fest.

Zur Person des Beschwerdeflihrers

Der BeschwerdeflUhrer nennt sich XXXX, geb. XXXX. Er ist Staatsburger Indiens. Der Beschwerdeflhrer lebte
vor dem Verlassen seiner Heimat in einer Millionenstadt im Bundesstaat Tamil Nadu. Er ist ledig und seine
Eltern sind mdglicherweise verstorben.Der Beschwerdefluhrer nennt sich rémisch 40, geb. romisch 40 . Er ist
Staatsburger Indiens. Der Beschwerdeflhrer lebte vor dem Verlassen seiner Heimat in einer Millionenstadt im
Bundesstaat Tamil Nadu. Er ist ledig und seine Eltern sind mdglicherweise verstorben.

Welche Schuldbildung der Beschwerdefuhrer hat, kann nicht festgestellt werden. Er spricht jedenfalls Tamil
und Telugu. Die zweitgenannte Sprache beherrscht er auch in Wort und Schrift. In Indien lebte er von der
landwirtschaftlichen Bestellung eines Grundstiickes.

Der Beschwerdeflhrer ist in einem allgemein guten Gesundheitszustand und arbeitsfahig.

Der Beschwerdefiihrer lebt seit zwei Jahren in Osterreich. Er hat hier keine Verwandten und auch keine
sonstigen besonders intensiven sozialen Beziehungen. Er spricht kaum Deutsch.

Die Feststellungen zur ldentitdt des Beschwerdeflhrers zu seiner Bildung und Berufserfahrung und zur
familiaren Situation des Beschwerdefiihrers ergeben sich aus den insoweit glaubwtrdigen eigenen Angaben
des Beschwerdeflhrers [Il.1 zur Person].

Was den Gesundheitszustand und die Arbeitsfahigkeit des Beschwerdefuhrers betrifft, so sind im gesamten
Verfahren keine gesundheitlichen Beeintrachtigungen des Beschwerdeflhrers hervorgekommen und er hat
solche auch auf Aufforderung durch den Asylgerichtshof nicht vorgebracht.

Die Feststellungen zu seinem Leben in Osterreich ergeben sich aus dem eigenen Vorbringen des
Beschwerdefiihrers [Il.1 zu seinem Leben in Osterreich]. Dass der Beschwerdefiihrer in Osterreich legal
berufstatig ist oder war, hat er zwar behauptet, aber trotz ausdricklicher Aufforderung durch den
Asylgerichtshof und Beratung durch eine Flichtlingsorganisation, obwohl dies problemlos mdglich sein sollte,
nicht nachgewiesen.

Zum behaupteten Fluchtgrund



Es kann nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeflihrer im Heimatland von einem Nachbarn unter
Beteiligung von korrupten Behdrdenmitarbeitern wegen eines Grundstiicks verfolgt wurde.

Zu dieser Feststellung kommt der Asylgerichtshof aufgrund der vom Beschwerdeflhrer in dieser Hinsicht
getatigten Aussagen [Il.1 zum Fluchtgrund], die zum einen von Widersprichlichkeiten gekennzeichnet sind
und zum anderen auch inhaltlich insgesamt wenig Gberzeugend erscheinen.

Hiezu ist festzustellen, dass der Beschwerdefihrer trotz entsprechender Gelegenheit vor dem Bundesasylamt
keine nachvollziehbaren Angaben Uber den der behaupteten Verfolgung zugrunde liegenden
Grundstlcksstreit gemacht hat.

Er hat nadmlich zunachst behauptet, der Nachbar habe ihm ein von den Eltern geerbtes Grundstick
abnehmen wollen. Obwohl die Eltern des Beschwerdefihrers erst 2005 und 2006 gestorben sein sollen, hat
der Beschwerdeflihrer spater behauptet, der Streit um das Grundstlck habe schon 2001 begonnen und sei
dann ab 2010 nach dem Regierungswechsel eskaliert.

Gleichzeitig hat der Beschwerdeflhrer vorgebracht, die im Zuge dieser Auseinandersetzung erfolgten
Misshandlungen durch den Nachbarn und von ihm gedungener Tater hatten dazu gefihrt, dass sich seine
Eltern umgebracht hatten. Auf Vorhalt, dass die Eltern viel friher und seinen Angaben nach an Krankheiten
gestorben seien, hat der Beschwerdeflhrer daflr keine Erklarung geben kénnen und es erscheint auch nicht
mit Nervositat und geringer Bildung erklarbar, dass jemand in Bezug auf so einschneidende Ereignisse wie
den Tod beider Elternteile, eine derartige zeitliche und inhaltliche Orientierungslosigkeit an den Tag legt.

Des Weiteren hat der Beschwerdefuhrer vorgebracht, der Nachbar habe mit der Polizei und mit hohen
Beamten der Registrierungsbehérde gemeinsame Sache gemacht, um dem Beschwerdefiihrer, der mit dem
"Papierkram" (berfordert gewesen sei, sein Grundstick abzunehmen, um darauf ein Bauprojekt zu
realisieren. Ein solches Vorgehen mag durchaus nachvollziehbar geschehen sein, die behaupteten
Misshandlungen und Todesdrohungen - auch gerade fur die Zukunft - erscheinen vor diesem Hintergrund
jedoch nicht glaubwirdig, weil die Gegner nach Angaben des Beschwerdeflhrers offenbar ihr Ziel bereits
erreicht hatten.

Zur relevanten Situation in Indien

Indien ist ein demokratischer Rechtsstaat mit einem Mehrparteien-System ist, in dem sich die Opposition
ungehindert betatigen kann.

In Indien lebt ca. ein Viertel der Bevdlkerung unter dem von den Vereinten Nationen veranschlagten
Existenzminimum. Sofern es nicht zu auRergewdhnlichen Naturkatastrophen kommt, ist eine das Uberleben
sichernde Grundversorgung auch der untersten Schichten der Bevélkerung grundsatzlich sichergestelit.

Indien verfugt grundsatzlich Uber eine funktionierende Justiz, wenn es auch verbreitet zu langen
Verfahrensdauern sowie zu Fallen von Korruption und rechtswidrigen Ubergriffen von Polizeikraften kommt.

Die politische Lage in der Heimatprovinz des Beschwerdeflhrers, dem Bundesstaat Andra Pradesh, ist stabil.

Folter ist in Indien verboten, und die so erlangten Aussagen sind vor Gericht nicht zuldssig, werden aber
dennoch vorgenommen. Die meisten Falle von Folter werden aus den Krisenregionen gemeldet.

Man wird allenfalls, so den indischen Grenzbehdrden dieser Umstand Uberhaupt bewusst ist, einer
Uberpriifung der Daten im Hinblick auf eine unionsweite Suchliste fiir Personen, die im Verdacht
schwerwiegender Delikte, insbesondere im Zusammenhang mit terroristischen Akten stehen, unterzogen.

In Indien besteht im gesamten Staatsgebiet Niederlassungsfreiheit. Es gibt kein funktionierendes
flachendeckendes staatliches Meldesystem. Mit Ausnahme von exponierten Verdachtigen, welche auf einer
landesweiten Suchliste stehen, ist es vor dem Hintergrund der in Indien herrschenden Niederlassungsfreiheit
und aufgrund des Fehlens eines Meldewesens maoglich, sich in einem anderen Landesteil niederzulassen und
dort unerkannt zu leben.

Diese Sachverhaltsfeststellungen ergeben sich unmittelbar aus den vom Asylgerichtshof als Beweismittel
herangezogenen Landerberichten (Il.1.2 zu a) und b).Diese Sachverhaltsfeststellungen ergeben sich
unmittelbar aus den vom Asylgerichtshof als Beweismittel herangezogenen Landerberichten (rémisch



zwei.1l.2 zu a) und b).

Die dazu herangezogenen Quellen erscheinen dem Asylgerichtshof hinreichend seriés, ausgewogen und
inhaltlich aktuell.

Der Asylgerichtshof hat erwogen :
Anwendbares Recht

Gemal 8§88 73 Abs. 1 und 75 AsylG ist dieses Gesetz auf Antrage auf internationalen Schutz anzuwenden, die
ab dem 01.01.2006 gestellt wurden. Daraus folgt, dass flr das gegenstandliche Verfahren diese
Gesetzesfassung anzuwenden war. Gemal Paragraphen 73, Absatz eins und 75 AsylG ist dieses Gesetz auf
Antrage auf internationalen Schutz anzuwenden, die ab dem 01.01.2006 gestellt wurden. Daraus folgt, dass
flr das gegenstandliche Verfahren diese Gesetzesfassung anzuwenden war.

Zulassigkeit der Beschwerde

Die Beschwerde ist zulassig, da sie fristgerecht erhoben wurde und auch keine sonstigen Bedenken gegen
ihre Zulassigkeit bestehen.

RechtmaBigkeit des Verfahrens vor dem Bundesasylamt

Der Asylgerichtshof stellt zunachst fest, dass das Verwaltungsverfahren im Wesentlichen rechtmaRig
durchgefiuhrt wurde.

Der Beschwerdefiihrer wurde durch die Erstbefragung und seine Einvernahme mit vorhergehender
Rechtsberatung - alle jeweils unter Zuhilfenahme geeigneter Dolmetscher - ausreichend rechtliches Gehér
gewahrt.

Ausweislich des Einvernahmeprotokolls wurden dem die spater im angefochtenen Bescheid zugrunde
gelegten Landerinformationen zur Situation in Indien zwar nicht zur Stellungnahme vorgehalten.

Der Beschwerdefiihrer hatte jedoch mit der Beschwerde zum Asylgerichtshof Gelegenheit, zu diesen
Berichten Stellung zu nehmen, wovon er auch Gebrauch machte

Nach der standigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zum AVG ist ein Verfahrensfehler in Bezug auf
das Parteiengehor (§ 37 AVG) in der ersten Instanz als geheilt anzusehen, wenn einer Partei in der
Berufungsschrift und ggf. im weiteren Berufungsverfahren Gelegenheit gegeben wird, an der Feststellung des
mafRgeblichen Sachverhalts mitzuwirken (VwGH 30.09.1958, 338/56; VwGH 18.10.1989, 88/03/0151; VwGH
03.09.2001, 99/10/0011).Nach der standigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zum AVG ist ein
Verfahrensfehler in Bezug auf das Parteiengehdér (Paragraph 37, AVG) in der ersten Instanz als geheilt
anzusehen, wenn einer Partei in der Berufungsschrift und ggf. im weiteren Berufungsverfahren Gelegenheit
gegeben wird, an der Feststellung des malgeblichen Sachverhalts mitzuwirken (VwWGH 30.09.1958, 338/56;
VwGH 18.10.1989, 88/03/0151; VwGH 03.09.2001, 99/10/0011).

Dieser Grundsatz hat auch im Beschwerdeverfahren vor dem Asylgerichtshof seine Geltung, da der
Gerichtshof gemaB & 18 AsylG und§ 37 AVG iVm.§ 23 Abs. 1 AsylGHG zur Ermittlung des vollen
entscheidungserheblichen Sachverhalts verpflichtet ist und im Zuge dessen einem Beschwerdeflhrer
Parteiengehér zu den Ermittlungsergebnissen zu gewahren hat.Dieser Grundsatz hat auch im
Beschwerdeverfahren vor dem Asylgerichtshof seine Geltung, da der Gerichtshof gemall Paragraph 18, AsylG
und Paragraph 37, AVG in Verbindung mit Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG zur Ermittlung des vollen
entscheidungserheblichen Sachverhalts verpflichtet ist und im Zuge dessen einem Beschwerdeflhrer
Parteiengehdr zu den Ermittlungsergebnissen zu gewahren hat.

Zudem wurden dem Beschwerdefihrer im gerichtlichen Verfahren ganz aktuelle Landerinformationen zur
Stellungnahme vorgelegt, wovon er jedoch in seiner Gesamtstellungnahme keinen Gebrauch machte.

Gewahrung von Asyl (Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides)Gewahrung von Asyl (Spruchpunkt
romisch eins. des angefochtenen Bescheides):

Inhalt und Auslegung von § 3 Abs. 1 AsylGInhalt und Auslegung von Paragraph 3, Absatz eins, AsylG


https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/37
https://www.jusline.at/entscheidung/1036586
https://www.jusline.at/entscheidung/50719
https://www.jusline.at/entscheidung/1036586
https://www.jusline.at/entscheidung/50719
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/18
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/37
https://www.jusline.at/gesetz/asylghg/paragraf/23
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/3

GemaRk § 3 Abs. 1 AsylG ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt
hat, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zustandigkeit eines anderen Staates
zurlckzuweisen ist, der Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im
Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer Flichtlingskonvention droht. GemaR
Paragraph 3, Absatz eins, AsylG ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz
gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zustandigkeit eines anderen Staates
zuruckzuweisen ist, der Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im
Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, der Genfer Fllchtlingskonvention
droht.

Flichtling im Sinne des AsylG ist demnach, wer aus wohlbegrindeter Furcht, aus Grinden der Rasse,
Religion, Nationalitdt, Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung
verfolgt zu werden, sich auBerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf
diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich
infolge obiger Umstande aulBerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der
Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zuruckzukehren.

Gemal § 11 Abs. 1 AsylG ist der Antrag auf Asyl abzuweisen, wenn in einem Teil des Herkunftsstaates des
Asylwerbers vom Staat oder sonstigen Akteuren, die den Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil des
Staatsgebietes beherrschen, Schutz gewahrleistet werden kann und dem Asylwerber zugemutet werden
kann, sich in diesem Teil aufzuhalten (innerstaatliche Fluchtalternative). Schutz ist gewahrleistet, wenn in
Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates keine wohlbegrindete Furcht vor Verfolgung aus den in der GFK
niedergelegten Grinden vorliegen kann.Gemal Paragraph 11, Absatz eins, AsylG ist der Antrag auf Asyl
abzuweisen, wenn in einem Teil des Herkunftsstaates des Asylwerbers vom Staat oder sonstigen Akteuren,
die den Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, Schutz gewahrleistet
werden kann und dem Asylwerber zugemutet werden kann, sich in diesem Teil aufzuhalten (innerstaatliche
Fluchtalternative). Schutz ist gewahrleistet, wenn in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates keine
wohlbegrindete Furcht vor Verfolgung aus den in der GFK niedergelegten Grinden vorliegen kann.

Zentraler Aspekt des Fluchtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegrindete Furcht vor Verfolgung.
Wohlbegrindet kann eine Furcht nur dann sein, wenn er im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers
und unter Berlcksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. VWGH vom
22.12.1999, ZI.99/01/0334; vom 21.12.2000, ZI.2000/01/0131; vom 25.01.2001, ZI.2001/20/0011). Es
kommt mithin nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich
firchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation aus Konventionsgriinden
firchten wirde.Zentraler Aspekt des Flichtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegriindete Furcht vor
Verfolgung. Wohlbegriindet kann eine Furcht nur dann sein, wenn er im Lichte der speziellen Situation des
Asylwerbers und unter Berlicksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist
vergleiche VWGH vom 22.12.1999, ZI. 99/01/0334; vom 21.12.2000, ZI. 2000/01/0131; vom 25.01.2001, ZI.
2001/20/0011). Es kommt mithin nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation
tatsachlich flrchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation aus
Konventionsgriinden flirchten wirde.

Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitat in die zu schiitzende persénliche
Sphare des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die
Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rickkehr in das Land des
vorigen Aufenthaltes zu begriinden.

Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maBgeblichen
Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte Moglichkeit einer Verfolgung genligt nicht (vgl. VwWGH vom
21.12.2000, ZI.2000/01/0131; vom 25.01.2003, ZI.2001/20/0011).Eine Verfolgungsgefahr ist dann
anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maBgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte
Moglichkeit einer Verfolgung genligt nicht vergleiche VwGH vom 21.12.2000, ZI. 2000/01/0131; vom
25.01.2003, ZI. 2001/20/0011).


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/3
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/11
https://www.jusline.at/entscheidung/56574
https://www.jusline.at/entscheidung/52864
https://www.jusline.at/entscheidung/52693
https://www.jusline.at/entscheidung/56574
https://www.jusline.at/entscheidung/52864
https://www.jusline.at/entscheidung/52693
https://www.jusline.at/entscheidung/52864
https://www.jusline.at/entscheidung/52693
https://www.jusline.at/entscheidung/52864
https://www.jusline.at/entscheidung/52693

Fir eine wohlbegrindete Furcht vor Verfolgung ist es nicht erforderlich, dass bereits Verfolgungshandlungen
gesetzt worden sind; er ist vielmehr bereits dann anzunehmen, wenn solche Handlungen zu beflrchten sind
(vgl. VWGH vom 26.02.1997, ZI. 95/01/0454; vom 09.04.1997, ZI. 95/01/0555), denn die Verfolgungsgefahr -
Bezugspunkt der Furcht vor Verfolgung - bezieht sich nicht auf vergangene Ereignisse (vgl. VWGH vom
18.04.1996, ZI. 95/20/0239; vom 16.02.2000, ZI. 99/01/0097), sondern erfordert eine Prognose.
Verfolgungshandlungen, die in der Vergangenheit gesetzt worden sind, kdnnen jedoch im Rahmen dieser
Prognose ein wesentliches Indiz fur eine Verfolgungsgefahr sein (vgl. VwGH vom 09.03.1999, ZI.
98/01/0318).Fur eine wohlbegrindete Furcht vor Verfolgung ist es nicht erforderlich, dass bereits
Verfolgungshandlungen gesetzt worden sind; er ist vielmehr bereits dann anzunehmen, wenn solche
Handlungen zu beflirchten sind vergleiche VWGH vom 26.02.1997, ZI. 95/01/0454; vom 09.04.1997, ZI.
95/01/0555), denn die Verfolgungsgefahr - Bezugspunkt der Furcht vor Verfolgung - bezieht sich nicht auf
vergangene Ereignisse vergleiche VwWGH vom 18.04.1996, ZI. 95/20/0239; vom 16.02.2000, ZI. 99/01/0097),
sondern erfordert eine Prognose. Verfolgungshandlungen, die in der Vergangenheit gesetzt worden sind,
kénnen jedoch im Rahmen dieser Prognose ein wesentliches Indiz fur eine Verfolgungsgefahr sein vergleiche
VwGH vom 09.03.1999, ZI. 98/01/0318).

Relevant kann aber nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss vorliegen, wenn der Asylbescheid
erlassen wird; auf diesen Zeitpunkt hat die Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit maBgeblicher
Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den genannten Grinden zu befurchten habe (vgl. VWGH vom 09.03.1999,
Z1.98/01/0318; vom 19.10.2000, ZI. 98/20/0233).Relevant kann aber nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr
sein; sie muss vorliegen, wenn der Asylbescheid erlassen wird; auf diesen Zeitpunkt hat die Prognose
abzustellen, ob der Asylwerber mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den genannten Grinden
zu beflirchten habe vergleiche VWGH vom 09.03.1999, ZI. 98/01/0318; vom 19.10.2000, ZI. 98/20/0233).

Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Grinde haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK
nennt (vgl. VWGH vom 09.09.1993, ZI. 93/01/0284; vom 15.03.2001, ZI. 99/20/0128); er muss Ursache dafur
sein, dass sich der Asylwerber auRerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorherigen
Aufenthaltes befindet.Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Grinde haben, welche Artikel
eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK nennt vergleiche VwWGH vom 09.09.1993, ZI. 93/01/0284; vom 15.03.2001, ZI.
99/20/0128); er muss Ursache dafur sein, dass sich der Asylwerber auRerhalb seines Heimatlandes bzw. des
Landes seines vorherigen Aufenthaltes befindet.

Besteht fUr den Asylwerber die Madglichkeit, in einem Gebiet seines Heimatstaates, in dem er keine
Verfolgung zu beflurchten hat, Aufenthalt zu nehmen, so liegt eine inlandische Fluchtalternative vor, welche
die Asylgewahrung ausschlieBt (vgl. VWGH vom 24.03.1999, ZI. 98/01/0352).Besteht flir den Asylwerber die
Moglichkeit, in einem Gebiet seines Heimatstaates, in dem er keine Verfolgung zu beflirchten hat, Aufenthalt
zu nehmen, so liegt eine inlandische Fluchtalternative vor, welche die Asylgewahrung ausschliel8t vergleiche
VwGH vom 24.03.1999, ZI. 98/01/0352).

Die Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewdhnlichen Aufenthaltes
zurechenbar sein (vgl. VWGH vom 16.06.1994, ZI. 94/19/0183; vom 18.02.1999, ZI. 98/20/0468).Die
Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewdhnlichen Aufenthaltes
zurechenbar sein vergleiche VWGH vom 16.06.1994, ZI. 94/19/0183; vom 18.02.1999, ZI. 98/20/0468).

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwWGH vom 28.03.1995, ZI.
95/19/0041; VwWGH vom 27.06.1995, ZI.94/20/0836; VWGH vom 23.07.1999, ZI.99/20/0208; VWGH vom
21.09.2000, ZI.99/20/0373; VwGH vom 26.02.2002, ZI.99/20/0509 mwN; VwGH vom 12.09.2002, ZI.
99/20/0505 sowie VwWGH vom 17.09.2003, ZI.2001/20/0177) ist eine Verfolgungshandlung nicht nur dann
relevant, wenn er unmittelbar von staatlichen Organen (aus Griinden der GFK) gesetzt worden ist, sondern
auch dann, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage ist, Handlungen mit Verfolgungscharakter zu
unterbinden, die nicht von staatlichen Stellen ausgehen, sofern diese Handlungen - wiirden er von staatlichen
Organen gesetzt - asylrelevant waren.Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
vergleiche VwWGH vom 28.03.1995, ZI. 95/19/0041; VwGH vom 27.06.1995, ZI.94/20/0836; VwWGH vom
23.07.1999, ZI. 99/20/0208; VwWGH vom 21.09.2000, ZI.99/20/0373; VwWGH vom 26.02.2002, ZI. 99/20/0509
mwN; VwWGH vom 12.09.2002, ZI. 99/20/0505 sowie VwWGH vom 17.09.2003, ZI.2001/20/0177) ist eine
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Verfolgungshandlung nicht nur dann relevant, wenn er unmittelbar von staatlichen Organen (aus Grinden
der GFK) gesetzt worden ist, sondern auch dann, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage ist,
Handlungen mit Verfolgungscharakter zu unterbinden, die nicht von staatlichen Stellen ausgehen, sofern
diese Handlungen - wurden er von staatlichen Organen gesetzt - asylrelevant waren.

Fir einen Verfolgten macht es némlich keinen Unterschied, ob er auf Grund staatlicher Verfolgung mit
maRgeblicher Wahrscheinlichkeit einen Nachteil zu erwarten hat oder ob ihm dieser Nachteil mit derselben
Wahrscheinlichkeit auf Grund einer Verfolgung droht, die von anderen ausgeht und die vom Staat nicht
ausreichend verhindert werden kann. In diesem Sinne ist die oben verwendete Formulierung zu verstehen,
dass der Herkunftsstaat "nicht gewillt oder nicht in der Lage" sei, Schutz zu gewahren (vgl. VWGH vom
26.02.2002, ZI. 99/20/0509). In beiden Fallen ist es dem Verfolgten nicht mdéglich bzw. im Hinblick auf seine
wohlbegriindete Furcht nicht zumutbar, sich des Schutzes seines Heimatlandes zu bedienen (vgl. VWGH vom
22.03.2000, ZI.99/01/0256).Fur einen Verfolgten macht es namlich keinen Unterschied, ob er auf Grund
staatlicher Verfolgung mit mafRgeblicher Wahrscheinlichkeit einen Nachteil zu erwarten hat oder ob ihm
dieser Nachteil mit derselben Wahrscheinlichkeit auf Grund einer Verfolgung droht, die von anderen ausgeht
und die vom Staat nicht ausreichend verhindert werden kann. In diesem Sinne ist die oben verwendete
Formulierung zu verstehen, dass der Herkunftsstaat "nicht gewillt oder nicht in der Lage" sei, Schutz zu
gewahren vergleiche VWGH vom 26.02.2002, ZI. 99/20/0509). In beiden Fallen ist es dem Verfolgten nicht
moglich bzw. im Hinblick auf seine wohlbegrindete Furcht nicht zumutbar, sich des Schutzes seines
Heimatlandes zu bedienen vergleiche VWGH vom 22.03.2000, ZI. 99/01/0256).

Eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung kann mithin nur dann zur Asylgewahrung fuhren, wenn er von
staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt nicht abgewandt werden
kann (vgl. VWGH vom 22.03.2003, ZI. 99/01/0256 mwN).Eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung kann
mithin nur dann zur Asylgewahrung fihren, wenn er von staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden
Funktionierens der Staatsgewalt nicht abgewandt werden kann vergleiche VwGH vom 22.03.2003, ZI.
99/01/0256 mwN).

FUr die Frage, ob eine ausreichend funktionierende Staatsgewalt besteht - unter dem Fehlen einer solchen ist
nicht "zu verstehen, dass die mangelnde Schutzfahigkeit zur Voraussetzung hat, dass Uberhaupt keine
Staatsgewalt besteht" (vgl. VwWGH vom 22.03.2000, ZI. 99/01/0256) -, kommt es darauf an, ob jemand, der
von dritter Seite (aus den in der GFK genannten Grinden) verfolgt wird, trotz staatlichem Schutz einen -
asylrelevante Intensitat erreichenden - Nachteil aus dieser Verfolgung mit mafigeblicher Wahrscheinlichkeit
zu erwarten hat (vgl. VWGH vom 22.03.2000, ZI. 99/01/0256 im Anschluss an Goodwin-Gill, "The Refugee in
International Law"2 [1996] 73; weiters VWGH vom 26.02.2002, ZI.99/20/0509 mwN sowie VwWGH vom
20.09.2004, ZI.2001/20/0430).Fur die Frage, ob eine ausreichend funktionierende Staatsgewalt besteht -
unter dem Fehlen einer solchen ist nicht "zu verstehen, dass die mangelnde Schutzfahigkeit zur
Voraussetzung hat, dass Uberhaupt keine Staatsgewalt besteht" vergleiche VwWGH vom 22.03.2000, ZI.
99/01/0256) -, kommt es darauf an, ob jemand, der von dritter Seite (aus den in der GFK genannten Grinden)
verfolgt wird, trotz staatlichem Schutz einen - asylrelevante Intensitat erreichenden - Nachteil aus dieser
Verfolgung mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit zu erwarten hat vergleiche VWGH vom 22.03.2000, ZI.
99/01/0256 im Anschluss an Goodwin-Gill, "The Refugee in International Law"? [1996] 73; weiters VWGH vom
26.02.2002, ZI. 99/20/0509 mwN sowie VwWGH vom 20.09.2004, Z1.2001/20/0430).

Anwendung des § 3 Abs. 1 AsylG auf den vorliegenden SachverhaltAnwendung des Paragraph 3, Absatz eins,
AsylG auf den vorliegenden Sachverhalt

Das Bundesasylamt hat zu Recht erkannt, dass dem Beschwerdefiihrer kein Recht auf Asyl gemaR § 3 AsylG
2005 zusteht, da er kein Fllichtling gemal Artikel 1 Abschnitt A Ziffer 2 GFK ist. Es liegt namlich in seine
Person keine wohlbegriindeter Furcht vor, aus Griinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu
einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung unmittelbar von staatlicher Seite oder von
privater Seite ohne Aussicht auf staatlichen Schutz verfolgt zu werden.Das Bundesasylamt hat zu Recht
erkannt, dass dem Beschwerdeflihrer kein Recht auf Asyl gemaR Paragraph 3, AsylG 2005 zusteht, da er kein
FlGichtling gemaB Artikel 1 Abschnitt A Ziffer 2 GFK ist. Es liegt namlich in seine Person keine
wohlbegrindeter Furcht vor, aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer
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bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung unmittelbar von staatlicher Seite oder von
privater Seite ohne Aussicht auf staatlichen Schutz verfolgt zu werden.

Aus dem oben unter 11.2.2 festgestellten Sachverhalt ergibt sich namlich, dass der Beschwerdefiihrer schon
zum fur seine Flucht maRgeblichen Zeitpunkt keiner Verfolgung durch einen Nachbarn und von diesem
gedungener Schlager wegen eines Grundstlicks ausgesetzt war.Aus dem oben unter rémisch zwei.2.2
festgestellten Sachverhalt ergibt sich namlich, dass der Beschwerdefuhrer schon zum fir seine Flucht
maflgeblichen Zeitpunkt keiner Verfolgung durch einen Nachbarn und von diesem gedungener Schlager
wegen eines Grundstlicks ausgesetzt war.

Es ist auch nicht ersichtlich, dass er nunmehr bei einer Ruckkehr einer Verfolgung aus dem behaupteten oder
aus einem anderen Grunde ausgesetzt sein kdnnte.

Einer Beurteilung, ob die Verfolgung mit einem der in der GFK niedergelegten Grinden in Zusammenhang
stehen kénnte, bedarf es daher nicht.

Eine etwaige Furcht des Beschwerdefihrers, es kénne ihm bei seiner Rickkehr eine asylrelevante Verfolgung
drohen, erscheint dem Asylgerichtshof daher nicht als "wohlbegrindet" im Sinne der maRgeblichen
Rechtsgrundlagen und deren Auslegung durch die Judikatur.

Gewahrung von Subsidiarem Schutz (Spruchpunkt Il. des angefochtenen BescheidesGewahrung von
Subsidiarem Schutz (Spruchpunkt rémisch zwei. des angefochtenen Bescheides)

Inhalt und Auslegung von § 8 Abs. 1 AsylGInhalt und Auslegung von Paragraph 8, Absatz eins, AsylG

GemaR § 8 Abs. 1 AsylG ist der Status des subsidiar Schutzberechtigten einem Fremden zuzuerkennen, der in
Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird, oder dem der Status des Asylberechtigten aberkannt
worden ist, wenn eine Zuruckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen
Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder
Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens
oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen
Konfliktes mit sich bringen wirde.Gemall Paragraph 8, Absatz eins, AsylG ist der Status des subsidiar
Schutzberechtigten einem Fremden zuzuerkennen, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz
gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird,
oder dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist, wenn eine Zurtickweisung, Zurtickschiebung
oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2,
EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wulrde oder fur ihn als
Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im
Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.

Gemal Art. 2 EMRK wird das Recht jedes Menschen auf das Leben gesetzlich geschitzt. Gemal Art. 3 EMRK
darf niemand der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen
werden. Die Protokolle Nr. 6 und Nr. 13 zur EMRK betreffen die Abschaffung der Todesstrafe. GemaR Artikel 2,
EMRK wird das Recht jedes Menschen auf das Leben gesetzlich geschutzt. GemaR Artikel 3, EMRK darf
niemand der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden.
Die Protokolle Nr. 6 und Nr. 13 zur EMRK betreffen die Abschaffung der Todesstrafe.

GemaR § 11 Abs. 1 AsylG ist der Antrag auf subsididren Schutz abzuweisen, wenn in einem Teil des
Herkunftsstaates des Asylwerbers vom Staat oder sonstigen Akteuren, die den Herkunftsstaat oder einen
wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, Schutz gewahrleistet werden kann und dem Asylwerber
zugemutet werden kann, sich in diesem Teil aufzuhalten (innerstaatliche Fluchtalternative). Schutz ist
gewahrleistet, wenn in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates die Voraussetzungen flr den subsidiaren
Schutz vorliegen.GemaR Paragraph 11, Absatz eins, AsylG ist der Antrag auf subsidiaren Schutz abzuweisen,
wenn in einem Teil des Herkunftsstaates des Asylwerbers vom Staat oder sonstigen Akteuren, die den
Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, Schutz gewahrleistet werden
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kann und dem Asylwerber zugemutet werden kann, sich in diesem Teil aufzuhalten (innerstaatliche
Fluchtalternative). Schutz ist gewahrleistet, wenn in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates die
Voraussetzungen flr den subsidiaren Schutz vorliegen.

Die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu den Vorgangerbestimmungen des § 8 Abs. 1 AsylG
knUpft im Wesentlichen inhaltsgleichen Vorgangerbestimmungen an, sodass. auf diese Rechtsprechung
zurlickgegriffen werden kann (vgl. VWGH vom 16.07.2003, ZI. 2003/01/0059 sowie VWGH vom 19.02.2004, ZI.
99/20/0573).Die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu den Vorgangerbestimmungen des
Paragraph 8, Absatz eins, AsylG knlpft im Wesentlichen inhaltsgleichen Vorgangerbestimmungen an, sodass.
auf diese Rechtsprechung zuriickgegriffen werden kann vergleiche VWGH vom 16.07.2003, ZI. 2003/01/0059
sowie VWGH vom 19.02.2004, ZI. 99/20/0573).

Was insbesondere die mogliche Verletzung von Art. 3 EMRK durch Abschiebung eines Antragstellers in seinen
Heimatstaat betrifft, ergibt sich aus der Judikatur, dass die bloBe Mdoglichkeit einer dem Art. 3 EMRK
widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird, nicht genligt, um seine
Abschiebung in diesen Staat als unzulassig erscheinen zu lassen; vielmehr missen konkrete Anhaltspunkte
daflir vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wirde (vgl. VWGH vom
27.02.2001, ZI.98/21/0427; VwGH vom 20.06.2002, ZI.2002/18/0028; VwGH vom 19.02.2004, ZI.
99/20/0573 sowie VwWGH vom 17.12.2003,2000/20/0208).Was insbesondere die mdgliche Verletzung von
Artikel 3, EMRK durch Abschiebung eines Antragstellers in seinen Heimatstaat betrifft, ergibt sich aus der
Judikatur, dass die bloBe Mdoglichkeit einer dem Artikel 3, EMRK widersprechenden Behandlung in jenem
Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird, nicht genlgt, um seine Abschiebung in diesen Staat als
unzulassig erscheinen zu lassen; vielmehr missen konkrete Anhaltspunkte daflir vorliegen, dass gerade der
Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wirde vergleiche VWGH vom 27.02.2001, ZI. 98/21/0427;
VwGH vom 20.06.2002, ZI.2002/18/0028; VwGH vom 19.02.2004, ZI.99/20/0573 sowie VwGH vom
17.12.2003, 2000/20/0208).

Bezugspunkt der Priifung unter den Aspekten des Art. 3 EMRK ist die Aufenthaltsbeendigung durch Osterreich
unter dem Gesichtspunkt der Risiken, denen der Betroffene damit ausgesetzt wird (vgl. VwWGH vom
19.02.2004, ZI.99/20/0573, mit Hinweisen auf Vorjudikatur, sowie VwGH vom 31.03.2005, ZI.
2002/20/0582)."Bezugspunkt der Prifung unter den Aspekten des Artikel 3, EMRK ist die
Aufenthaltsbeendigung durch Osterreich unter dem Gesichtspunkt der Risiken, denen der Betroffene damit
ausgesetzt wird vergleiche VwWGH vom 19.02.2004, ZI. 99/20/0573, mit Hinweisen auf Vorjudikatur, sowie
VwGH vom 31.03.2005, ZI. 2002/20/0582)."

Die Gefahr muss sich auf das gesamte Staatsgebiet beziehen und die drohende MaBnahme muss von einer
bestimmten Intensitat sein und ein Mindestmal® an Schwere erreichen, um in den Anwendungsbereich des
Art. 3 EMRK zu gelangen. (vgl. z.B. VwWGH vom 26.06.1997, ZI. 95/21/0294; VwGH vom 25.01.2001, ZI.
2000/20/0438 sowie VwGH vom 30.05.2001, ZI.97/21/0560).Die Gefahr muss sich auf das gesamte
Staatsgebiet beziehen und die drohende MaBnahme muss von einer bestimmten Intensitat sein und ein
MindestmaR an Schwere erreichen, um in den Anwendungsbereich des Artikel 3, EMRK zu gelangen.
vergleiche z.B. VWGH vom 26.06.1997, ZI. 95/21/0294; VwGH vom 25.01.2001, ZI. 2000/20/0438 sowie VwWGH
vom 30.05.2001, ZI. 97/21/0560).

Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat
abgeschoben wird - auch ohne einer bestimmten Bevélkerungsgruppe oder Burgerkriegspartei anzugehéren -
, der konkreten Gefahr einer Verletzung der durch Art. 3 EMRK gewahrleisteten Rechte ausgesetzt ware, so
kann dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen (vgl. VWGH vom 08.06.2000, ZI.
99/20/0203).Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen
Staat abgeschoben wird - auch ohne einer bestimmten Bevélkerungsgruppe oder Burgerkriegspartei
anzugehdren -, der konkreten Gefahr einer Verletzung der durch Artikel 3, EMRK gewahrleisteten Rechte
ausgesetzt ware, so kann dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen vergleiche
VwGH vom 08.06.2000, ZI. 99/20/0203).

Gesichtspunkte der Zurechnung der Bedrohung im Zielstaat zu einem bestimmten "Verfolgersubjekt" sind
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nicht von Bedeutung; auf die Quelle der Gefahr im Zielstaat kommt es nicht an (vgl. VwWGH vom 21.08.2001,
Z |1 .2000/01/0443, VwGH vom  26.02.2002, ZI.99/20/0509, VwGH vom 22.08.2006, ZI.
2005/01/0728).Gesichtspunkte der Zurechnung der Bedrohung im Zielstaat zu einem bestimmten
"Verfolgersubjekt" sind nicht von Bedeutung; auf die Quelle der Gefahr im Zielstaat kommt es nicht an
vergleiche VwWGH vom 21.08.2001, ZI. 2000/01/0443, VwWGH vom 26.02.2002, ZI.99/20/0509, VwWGH vom
22.08.2006, ZI. 2005/01/0728).

Ereignisse, die bereits langere Zeit zurlickliegen, sind nur geeignet, die Feststellung nach dieser
Gesetzesstelle zu tragen, wenn besondere Umstande hinzutreten, die ihnen einen aktuellen Stellenwert
geben (vgl. VwGH vom 14.10.1998, ZI.98/01/0122 sowie VwGH vom 25.01.2001, ZI.
2001/20/0011).Ereignisse, die bereits langere Zeit zurlickliegen, sind nur geeignet, die Feststellung nach
dieser Gesetzesstelle zu tragen, wenn besondere Umstande hinzutreten, die ihnen einen aktuellen
Stellenwert geben vergleiche VwGH vom 14.10.1998, ZI.98/01/0122 sowie VwGH vom 25.01.2001, ZI.
2001/20/0011).

Anwendung des § 8 Abs. 1 AsylG auf den festgestellten SachverhaltAnwendung des Paragraph 8, Absatz eins,
AsylG auf den festgestellten Sachverhalt

Das Bundesasylamt hat zu Recht erkannt, dass der Beschwerdeflihrer kein Recht auf subsidiaren Schutz
gemal § 8 Abs. 1 AsylG zusteht.Das Bundesasylamt hat zu Recht erkannt, dass der Beschwerdefiihrer kein
Recht auf subsidiaren Schutz gemaR Paragraph 8, Absatz eins, AsylG zusteht.

Der Asylgerichtshof ist der Ansicht, dass im Fall der Verbringung des Beschwerdeflihrers in seinen
Herkunftsstaat weder Art. 2 EMRK (Recht auf Leben) noch Art. 3 EMRK (Verbot der Folter oder
unmenschlichen Behandlung) oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 Uber die Abschaffung der Todesstrafe
verletzt wird. Es bestehen namlich keine Hinweise auf Umstande, die eine Abschiebung aus den genannten
Grinden unzulassig machen kénnte.Der Asylgerichtshof ist der Ansicht, dass im Fall der Verbringung des
Beschwerdefuhrers in seinen Herkunftsstaat weder Artikel 2, EMRK (Recht auf Leben) noch Artikel 3, EMRK
(Verbot der Folter oder unmenschlichen Behandlung) oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 Uber die
Abschaffung der Todesstrafe verletzt wird. Es bestehen namlich keine Hinweise auf Umstande, die eine
Abschiebung aus den genannten Griinden unzuldassig machen kénnte.

Dazu ist zum einen festzustellen, dass, auch wenn die Menschenrechtslage in Indien, insbesondere was die
Arbeitsweise der Sicherheitsbehérden betrifft, weiterhin von UnregelmaBigkeiten gekennzeichnet ist, sich
daraus keine den Beschwerdeflhrer konkret betreffende Gefahr im Sinne einer systematischen Verfolgung
herleiten |asst.

Es kann namlich zwar nicht ausgeschlossen werden, dass der Beschwerdefiuhrer im Falle der Ruckkehr nach
Indien Gefahr lauft, Opfer willkirlicher Verhaftungen durch Sicherheitskrafte zu werden, doch ist die
diesbezlgliche Wahrscheinlichkeit - mangels jedweder Hinweise auf besondere Gefahrdungsumstande in der
Person des Beschwerdeflhrers - eher gering. Aus dem unter 11.2.3 festgestellten Sachverhalt ergibt sich
namlich nicht, dass Ubergriffe der genannten Art in Indien derart verbreitet sind, dass man dieser Gefahr
kaum entkommen kann.Es kann namlich zwar nicht ausgeschlossen werden, dass der Beschwerdeflihrer im
Falle der Ruckkehr nach Indien Gefahr lauft, Opfer willkirlicher Verhaftungen durch Sicherheitskrafte zu
werden, doch ist die diesbezligliche Wahrscheinlichkeit - mangels jedweder Hinweise auf besondere
Gefahrdungsumsténde in der Person des Beschwerdeflihrers - eher gering. Aus dem unter rémisch zwei.2.3
festgestellten Sachverhalt ergibt sich ndmlich nicht, dass Ubergriffe der genannten Art in Indien derart
verbreitet sind, dass man dieser Gefahr kaum entkommen kann.

Es ist zum anderen auch nicht davon auszugehen, dass der Beschwerdeflihrer nach seiner Rickkehr in ihm
Heimatland in eine derart ausweglose Lebenssituation geraten kénnte, dass dies einer unmenschlichen
Behandlung gleichkame oder sein Leben aus irgendeinem sonstigen Grunde gefahrdet ware.

Wie sich aus dem oben unter 11.2.1 festgestellten Sachverhalt ergibt, arbeitete der Beschwerdeflihrer namlich
vor seiner Ausreise aus Indien als Landwirt. Der Beschwerdefuhrer ist weiters als gesund und arbeitsfahig
anzusehen und kdénnte daher nach seiner RlUckkehr nach Indien grundsatzlich einer Beschaftigung
nachgehen, die ihm den Lebensunterhalt sichert.Wie sich aus dem oben unter rémisch zwei.2.1 festgestellten
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Sachverhalt ergibt, arbeitete der Beschwerdeflihrer namlich vor seiner Ausreise aus Indien als Landwirt. Der
Beschwerdeflhrer ist weiters als gesund und arbeitsfahig anzusehen und kdénnte daher nach seiner Ruckkehr
nach Indien grundsatzlich einer Beschaftigung nachgehen, die ihm den Lebensunterhalt sichert.

Aus den unter 11.2.3 angefihrten Landerfeststellungen ergibt sich namlich, dass eine das Uberleben sichernde
Grundversorgung auch der untersten Schichten der Bevdlkerung grundsatzlich sichergestellt ist und im
Herkunftsbundestaat Tamil Nadu, dessen Sprachen der Beschwerdeflhrer spricht und wo er aufgewachsen
ist, keine allgemeine Gefahrdungslage besteht.Aus den unter romisch 2zwei.2.3 angeflhrten
Landerfeststellungen ergibt sich namlich, dass eine das Uberleben sichernde Grundversorgung auch der
untersten Schichten der Bevdlkerung grundsatzlich sichergestellt ist und im Herkunftsbundestaat Tamil Nadu,
dessen Sprachen der Beschwerdeflhrer spricht und wo er aufgewachsen ist, keine allgemeine
Gefahrdungslage besteht.

Ausweisung aus dem  Osterreichischen  Staatsgebiet (Spruchpunkt Ill. des angefochtenen
Bescheides)Ausweisung aus dem Osterreichischen Staatsgebiet (Spruchpunkt rémisch drei. des
angefochtenen Bescheides)

Inhalt und Auslegung von § 10 AsylGInhalt und Auslegung von Paragraph 10, AsylG

Gemall§ 10 Abs. 1 Z. 2 AsylG ist eine Entscheidung nach dem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezlglich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird.Gemaf
Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG ist eine Entscheidung nach dem Bundesgesetz mit einer
Ausweisung zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezlglich der Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status subsidiar Schutzberechtigten
abgewiesen wird.

GemaR § 10 Abs. 2 AsylG sind Ausweisungen nach Abs. 1 leg. cit. unzuldssig, wennGemafR Paragraph 10,
Absatz 2, AsylG sind Ausweisungen nach Absatz eins, leg. cit. unzulassig, wenn

dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf diese Bundesgesetz gestlitztes Aufenthaltsrecht zukommt oder

diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wiirden. Dabei sind insbesondere zu berlicksichtigendiese
eine Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen wiirden. Dabei sind insbesondere zu berlcksichtigen:

die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden
rechtmaRig war;

das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens;

die Schutzwdirdigkeit des Privatlebens;

der Grad der Integration;

die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden;

die strafrechtliche Unbescholtenheit;

VerstoRe gegen die 6ffentliche Ordnung, insbesondere im Asyl-, Fremdenpolizei- und Einwanderungsrecht;

die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die
Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren;

die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzdgerungen begrindet ist.

Bei der Setzung einer aufenthaltsbeendenden MaBnahme gemaR§ 10 Abs. 2 AsylG 2005 ist demnach u.a. zu
prufen, ob die Ausweisung einen Eingriff in das Privat- oder Familienleben des Beschwerdeflhrers darstellen
wirde (Art. 8 Abs. 1 EMRK).Bei der Setzung einer aufenthaltsbeendenden MalBhahme gemafls Paragraph 10,
Absatz 2, AsylG 2005 ist demnach u.a. zu prufen, ob die Ausweisung einen Eingriff in das Privat- oder
Familienleben des Beschwerdeflhrers darstellen wirde (Artikel 8, Absatz eins, EMRK).

Nach der Judikatur des EGMR und des Verfassungsgerichtshofes hat dies insbesondere im Fall von Fremden
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zu erfolgen, die sich - wenn auch illegal - bereits relativ lange Zeit im Aufnahmestaat aufhalten (Moustaquim
EGMR 18.02.1991 Nr. 12.313/86; Yildiz EGMR 31.10.2002 Nr. 37.295/97; Jakupovic EGMR 06.02.2003 Nr.
36.757/97; Maslov EGMR 23.06.2008 Nr. 1638/03 und VfSIg 8792; 15.400; 15.460; 16.182; 16.702; 1684).

Was den Schutz des Familienlebens betrifft, so ist nach der Judikatur des EGMR das Vorliegen eines
"effektives Familienleben" nachzuweisen, das sich in der Fihrung eines gemeinsamen Haushalts, dem
Vorliegen eines Abhangigkeitsverhaltnisses oder eines speziell engen, tatsachlich gelebten Bandes zu auRern
hat (vgl. EGMR 13. 6. 1979 Nr. 6833/74 Serie A 31). Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK umfasst
nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und (minderjahrigen) Kindern und Ehegatten, sondern auch entferntere
verwandtschaftliche Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine gewisse Intensitat erreichen.Was den
Schutz des Familienlebens betrifft, so ist nach der Judikatur des EGMR das Vorliegen eines "effektives
Familienleben" nachzuweisen, das sich in der Fiihrung eines gemeinsamen Haushalts, dem Vorliegen eines
Abhangigkeitsverhaltnisses oder eines speziell engen, tatsachlich gelebten Bandes zu auRern hat vergleiche
EGMR 13. 6. 1979 Nr. 6833/74 Serie A 31). Der Begriff des "Familienlebens" in Artikel 8, EMRK umfasst nicht
nur die Kleinfamilie von Eltern und (minderjahrigen) Kindern und Ehegatten, sondern auch entferntere
verwandtschaftliche Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine gewisse Intensitat erreichen.

Das Recht auf Achtung des Privatlebens schiitzt dariber hinaus, unabhangig davon, ob der Auszuweisende
im Aufnahmestaat Uber familiare Bindungen verfligt, grundsatzlich die personlichen, sozialen und
wirtschaftlichen Beziehungen, die flir das Leben eines jeden Menschen konstitutiv sind, und zwar auch vor
Stérung durch fremdenpolizeiliche MaBnahmen (zB. Sisojeva ua EGMR 16.06.2005 Nr. 60654/00 und VfSlg
10.737, 11.455, 14.547; VfGH 22.02.1999, B 940/98).

Ein weiterer wesentlicher Punkt, der grundsatzlich in allen Ausweisungsfallen zu berlcksichtigen ist, ist der
gesundheitliche Zustand des Auszuweisenden (vgl. etwa Bensaid EGMR 06.02.2001 Nr. 44599/98).Ein
weiterer wesentlicher Punkt, der grundsatzlich in allen Ausweisungsfallen zu bericksichtigen ist, ist der
gesundheitliche Zustand des Auszuweisenden vergleiche etwa Bensaid EGMR 06.02.2001 Nr. 44599/98).

Ein Eingriff einer 6ffentlichen Behdrde in die Austibung der Rechte aus Art. 8 Abs. 1 EMRK ist gemafRs Art. 8
Abs. 2 EMRK jedoch statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Manahme darstellt,
die in einer demokratischen Gesellschaft fiir die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das
wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren
Handlungen, zum Schutze der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer
erfolgt und verhaltnismaRBig ist.Ein Eingriff einer 6ffentlichen Behdrde in die Auslibung der Rechte aus Artikel
8, Absatz eins, EMRK ist gemaR Artikel 8, Absatz 2, EMRK jedoch statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich
vorgesehen ist und eine MaRnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft fur die nationale
Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der
Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutze der Gesundheit und der Moral oder
zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer erfolgt und verhaltnismaRig ist.

Art. 8 EMRK verpflichtet einen Staat also nicht, die Wahl eines Einwanderers zur Wohnsitznahme in seinem
Land zu respektieren bzw. eine Familienwiedervereinigung in seinem Gebiet zuzulassen. Es sind bei der
Abwagung vielmehr alle besonderen Faktoren des Einzelfalls zu beachten, wie zB. das AusmaR eines effektiv
gefuhrten Familienlebens, das Ausmall der Bindungen an den betreffenden Staat, untberwindbare
Hindernisse, das Familienleben im Herkunftsstaat zu filhren, mehrere Ubertretungen des
Einwanderungsrechts oder strafrechtliche Vorverurteilungen. Ein anderer wichtiger Gesichtspunkt ist die
Frage, ob das Familienleben zu einer Zeit aufgenommen wurde, in der die Aufrechterhaltung des
Familienlebens im Gastland von Vornherein ungewiss war (vgl. u.a. EGMR Darren Omoregie 31.07.2008 Nr.
265/07; Rodrigues da Silva und Hoogkamer EGMR 30.01.2006 Nr. 50.435/99; Sarumi EGMR 26.01.1999 Nr.
43.279/98; EGMR 22. 5. 1999 Sheabashov Nr. 50065/99; EGMR 07.04.2009 Cherif u. a. Nr. 1860/07). Artikel 8,
EMRK verpflichtet einen Staat also nicht, die Wahl eines Einwanderers zur Wohnsitznahme in seinem Land zu
respektieren bzw. eine Familienwiedervereinigung in seinem Gebiet zuzulassen. Es sind bei der Abwagung
vielmehr alle besonderen Faktoren des Einzelfalls zu beachten, wie zB. das AusmaR eines effektiv gefuhrten
Familienlebens, das Ausmal der Bindungen an den betreffenden Staat, uniberwindbare Hindernisse, das
Familienleben im Herkunftsstaat zu fiihren, mehrere Ubertretungen des Einwanderungsrechts oder
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strafrechtliche Vorverurteilungen. Ein anderer wichtiger Gesichtspunkt ist die Frage, ob das Familienleben zu
einer Zeit aufgenommen wurde, in der die Aufrechterhaltung des Familienlebens im Gastland von Vornherein
ungewiss war vergleiche u.a. EGMR Darren Omoregie 31.07.2008 Nr. 265/07; Rodrigues da Silva und
Hoogkamer EGMR 30.01.2006 Nr. 50.435/99; Sarumi EGMR 26.01.1999 Nr. 43.279/98; EGMR 22. 5. 1999
Sheabashov Nr. 50065/99; EGMR 07.04.2009 Cherif u. a. Nr. 1860/07).

GemalR der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, welche die Einreise und den
Aufenthalt von Fremden regeln, aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der o6ffentlichen
Ordnung ein hoher Stellenwert zu (vgl. zB. VwGH vom 16.01.2001, ZI.2000/18/0251).GemaR der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, welche die Einreise und den Aufenthalt
von Fremden regeln, aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung ein
hoher Stellenwert zu vergleiche zB. VWGH vom 16.01.2001, ZI. 2000/18/0251).

Dem vorlaufigen Aufenthaltsrecht nach dem Asylgesetz wird auch nach Jahren des Aufenthalts weniger Wert
beigemessen als anderen Aufenthaltstiteln nach dem Ubrigen Fremdenrecht (VfGH 17.03.2005, G 78/04 und
VwWGH 26. 6. 2007, 2007/01/0479).

GemaR Abs. 3 ist, wenn die Durchfiihrung der Ausweisung aus Griinden, die in der Person des Asylwerbers
liegen, eine Verletzung von Art. 3 EMRK darstellen wiirde und diese nicht von Dauer sind, die Durchfiihrung
fir die notwendige Zeit aufzuschieben.GemaR Absatz 3, ist, wenn die Durchfiihrung der Ausweisung aus
Grinden, die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung von Artikel 3, EMRK darstellen wiirde und
diese nicht von Dauer sind, die Durchflihrung flr die notwendige Zeit aufzuschieben.

Zur Auslegung von Art. 3 EMRK kann auf die Ausfihrungen unter Punkt Ill.5.1 verwiesen werdenZur
Auslegung von Artikel 3, EMRK kann auf die Ausfihrungen unter Punkt romisch drei.5.1 verwiesen werden.

GemaR Abs. 5 ist Uber die Zulassigkeit der Ausweisung jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick
darauf, ob diese gemall § 10 Abs. 2 Z. 2 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzulassigkeit einer
Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens
auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloB voriibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der
Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf
Osterreichische Staatsbirger oder Personen, die Uber ein gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein
unbefristetes Niederlassungsrecht (§§ 45 und 48 oder §§ 51 ff NAG) verfiigen, unzulassig ware.GemaR Absatz
5, ist Uber die Zulassigkeit der Ausweisung jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese
gemal Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2, auf Dauer unzuldssig ist, abzusprechen. Die Unzuldssigkeit einer
Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens
auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloB voriibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der
Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf
Osterreichische Staatsbirger oder Personen, die Uber ein gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein
unbefristetes Niederlassungsrecht (Paragraphen 45 und 48 oder Paragraphen 51, ff NAG) verflgen,
unzulassig ware.

Gemall Abs. 6 bleiben Ausweisungen nach Abs. 1 binnen 18 Monaten ab einer Ausreise des Fremden
aufrecht.Gemal Absatz 6, bleiben Ausweisungen nach Absatz eins, binnen 18 Monaten ab einer Ausreise des
Fremden aufrecht.

Gemal Abs. 7 gilt eine Ausweisung als durchsetzbare Rickkehrentscheidung nach dem Fremdenpolizeigesetz
2005 (FPG), BGBI. I Nr. 100, wenn sie durchsetzbar ist, und hat der Fremde binnen einer Frist von 14 Tagen

freiwillig auszureisen. Eine Frist fir die freiwillige Ausreise besteht nicht, wenn gegen den Fremden ein
Rickkehrverbot erlassen wurde und fur die Falle einer zurickweisenden Entscheidung gemalt § 5 AsylG 2005
oder § 68 AVG sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemaf § 38 durchfiuhrbar wird; in
diesen Fallen hat der Fremde unverziglich auszureisen.Gemall Absatz 7, gilt eine Ausweisung als
durchsetzbare Ruckkehrentscheidung nach dem Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG), Bundesgesetzblatt
romisch eins Nr. 100, wenn sie durchsetzbar ist, und hat der Fremde binnen einer Frist von 14 Tagen freiwillig

auszureisen. Eine Frist fur die freiwillige Ausreise besteht nicht, wenn gegen den Fremden ein Rickkehrverbot
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erlassen wurde und fir die Falle einer zurlickweisenden Entscheidung gemaR Paragraph 5, AsylG 2005 oder
Paragraph 68, AVG sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemal Paragraph 38,
durchfihrbar wird; in diesen Fallen hat der Fremde unverziglich auszureisen.

GemaR Abs. 8 ist mit Erlassung der Ausweisung der Fremde Uber seine Pflicht zur unverzlglichen oder
fristgerechten Ausreise und gegebenenfalls Uber die Moéglichkeit eines Antrages auf Verlangerung der Frist
flr die freiwillige Ausreise bei der ortlich zustandigen Fremdenpolizeibehdrde (§ 55a FPG) zu informieren,
insbesondere auf Rickkehrhilfe, sowie auf moégliche fremdenpolizeiliche MaRnahmen zur Durchsetzung der
Ausreiseverpflichtung (§ 46 FPG) hinzuweisen.GemaR Absatz 8, ist mit Erlassung der Ausweisung der Fremde
Uber seine Pflicht zur unverziiglichen oder fristgerechten Ausreise und gegebenenfalls Gber die Mdglichkeit
eines Antrages auf Verlangerung der Frist flir die freiwillige Ausreise bei der ortlich zustandigen
Fremdenpolizeibehérde (Paragraph 55 a, FPG) zu informieren, insbesondere auf Rickkehrhilfe, sowie auf
magliche fremdenpolizeiliche MaBnahmen zur Durchsetzung der Ausreiseverpflichtung (Paragraph 46, FPG)
hinzuweisen.

GemaR der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. u.a. VwGH vom 17.10.2006, ZI.
2005/20/0223-7) kann die Ausweisung eines Asylwerbers nur mit Einschrankung auf den Herkunftsstaat
ausgesprochen werden.GemaR der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche u.a. VWGH vom
17.10.2006, ZI. 2005/20/0223-7) kann die Ausweisung eines Asylwerbers nur mit Einschrankung auf den
Herkunftsstaat ausgesprochen werden.

Anwendung des§ 10 AsylG auf den vorliegenden FallAnwendung des Paragraph 10, AsylG auf den
vorliegenden Fall

Da der Antrag des Beschwerdefiihrers auf internationalen Schutz sowohl in Bezug auf die Gewahrung von
Asyl als auch in Bezug auf den subsidiaren Schutz zu Recht abgewiesen wurde, war die Grundvoraussetzung
far die Ausweisung des Beschwerdeflhrers gegeben (§ 10 Abs. 1 Ziff. 2 iVm § 75 Abs. 8 AsylG).Da der Antrag
des Beschwerdeflihrers auf internationalen Schutz sowohl in Bezug auf die Gewahrung von Asyl als auch in
Bezug auf den subsidiaren Schutz zu Recht abgewiesen wurde, war die Grundvoraussetzung fir die
Ausweisung des Beschwerdefiihrers gegeben (Paragraph 10, Absatz eins, Ziff. 2 in Verbindung mit Paragraph
75, Absatz 8, AsylG).

Es bestehen auch keine Grinde daflir anzunehmen, dass die Ausweisung gemaR § 10 Abs. 2 oder 3 AsylG
wegen VerstoRes gegen die EMRK unzuldssig ware.Es bestehen auch keine Grinde dafir anzunehmen, dass
die Ausweisung gemaR Paragraph 10, Absatz 2, oder 3 AsylG wegen VerstoBes gegen die EMRK unzulassig
ware.

Was, erstens, eine mdgliche Unzulassigkeit der Ausweisung gemalR§ 10 Abs. 2 AsylG betrifft, so stellt der
Asylgerichtshof fest, dass eine Ausweisung im vorliegenden Fall keinen ungerechtfertigten Eingriff in das
Familien- oder Privatleben des Beschwerdeflihrers (Art. 8 EMRK) darstellt. Was, erstens, eine mdgliche
Unzulassigkeit der Ausweisung gemal Paragraph 10, Absatz 2, AsylG betrifft, so stellt der Asylgerichtshof
fest, dass eine Ausweisung im vorliegenden Fall keinen ungerechtfertigten Eingriff in das Familien- oder
Privatleben des Beschwerdefuhrers (Artikel 8, EMRK) darstellt.

Da der Beschwerdefiihrer in Osterreich tber keine familidren Bindungen verfiigt, kann seine Ausweisung
nach Indien nicht in den Schutzbereich des von Art. 8 Abs. 1 EMRK erfassten Familienlebens eingreifen.Da der
Beschwerdeflhrer in Osterreich (iber keine familidren Bindungen verfiigt, kann seine Ausweisung nach Indien
nicht in den Schutzbereich des von Artikel 8, Absatz eins, EMRK erfassten Familienlebens eingreifen.

Bezlglich des Eingriffs in das Privatleben des Beschwerdefiihrers gemafR Art. 8 Abs. 1 EMRK, so ist zum einen
festzustellen, dass er - wie im Sachverhalt zu I1.2.1 festgestellt - nicht als gesundheitlich schwer
beeintrachtigt anzusehen ist, sodass die Ausweisung in Hinblick auf eine allenfalls dringend notwendige
medizinische Behandlung in Osterreich keinen Eingriff in Art. 8 Abs. 1 EMRK darstellt.Beziglich des Eingriffs in
das Privatleben des Beschwerdefihrers gemaR Artikel 8, Absatz eins, EMRK, so ist zum einen festzustellen,
dass er - wie im Sachverhalt zu rémisch zwei.2.1 festgestellt - nicht als gesundheitlich schwer beeintrachtigt
anzusehen ist, sodass die Ausweisung in Hinblick auf eine allenfalls dringend notwendige medizinische
Behandlung in Osterreich keinen Eingriff in Artikel 8, Absatz eins, EMRK darstellt.
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Der Beschwerdefiihrer lebt zwar- wie im Sachverhalt zu 11.2.1 festgestellt - seit zwei Jahren in Osterreich. Es
ist daher nicht véllig ausgeschlossen, dass eine Ausweisung nach Indien einen Eingriff in das Recht auf
Achtung des in Osterreich aufgebauten Privatlebens darstellen kénnte.Der Beschwerdefiihrer lebt zwar- wie
im Sachverhalt zu rémisch zwei.2.1 festgestellt - seit zwei Jahren in Osterreich. Es ist daher nicht véllig
ausgeschlossen, dass eine Ausweisung nach Indien einen Eingriff in das Recht auf Achtung des in Osterreich
aufgebauten Privatlebens darstellen kdnnte.

Im vorliegenden Fall ist ein solcher Eingriff im Ubrigen gemaR Art. 8 Abs. 2 EMRK unter Abwéagung der
betroffenen Interessen jedenfalls gerechtfertigt.Im vorliegenden Fall ist ein solcher Eingriff im Ubrigen geméaR
Artikel 8, Absatz 2, EMRK unter Abwagung der betroffenen Interessen jedenfalls gerechtfertigt.

Der Beschwerdefiihrer ist nadmlich illegal eingereist und hat sich seither in Osterreich nur auf Grund des
vorlaufigen Aufenthaltsrechts nach dem Asylgesetz in Osterreich aufhalten kénnen. Er war sich also bereits
von Beginn seines Aufenthaltes in Osterreich an bewusst, dass ein etwaig aufzubauendes Privatleben hier
nicht von Dauer sein kdnnte.

Der Beschwerdefiihrer lebt zwar strafrechtlich unbescholten in Osterreich und die Dauer des Aufenthaltes ist
allein durch die Dauer des Asylverfahrens bedingt, welche der Beschwerdeflhrer in keiner Weise zu
verantworten hat.

Das Privatleben des Beschwerdefiihrers in Osterreich beschrénkt sich jedoch auf allenfalls lockere soziale
Beziehungen, die nicht Uber das Ubliche MaR hinausgehen, so dass es insgesamt nicht als von besonderer
Intensitat gekennzeichnet erscheint. Ein besonderes integratives Engagement, beispielsweise durch den
Besuch von Deutschkursen oder soziales Engagement, ist nicht zu erkennen.

Schwerpunktmafig ist im gegenstandlichen Fall zu beachten, dass der 37-jahrige Beschwerdeflhrer den weit
Uberwiegenden Teil seines Lebens in Indien verbracht hat und daher als im Wesentlichen in dieser Kultur
sozialisiert anzusehen ist. Er spricht zB. zwei der Landessprachen, jedoch kaum Deutsch, sodass in jedem Fall
von einer weitaus starkeren Beziehung zu Indien als zu Osterreich ausgegangen werden kann.

SchlieBlich kommt den Regeln Uber den Aufenthalt von Fremden aus der Sicht des Schutzes und der
Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung nach standiger Rechtsprechung allgemein ein hoher Stellenwert
zu, sodass auch dies ein Grund ist, der bei der Abwagung der Interessen zu Lasten der Interessen des
Beschwerdefihrers zu berlcksichtigen ist.

Insgesamt kommt der Asylgerichtshof daher nach Abwagung der Interessen im vorliegenden Fall zu dem
Ergebnis, dass eine Ausweisung nach Indien keinen Eingriff in das Privatleben des Beschwerdeflhrers in
Osterreich darstellt und ein solcher, wenn er vorliegen sollte, jedenfalls nicht als unverhiltnismaRig
anzusehen ist.

Schlussfolgerung
Die Beschwerde ist zulassig, aber unbegrindet und daher abzuweisen.
Schlagworte

Ausreiseverpflichtung, Ausweisung, Glaubwurdigkeit, Interessensabwagung, Lebensgrundlage, mangelnde
Asylrelevanz, mangelnde Deutschkenntnisse, non refoulement, Resozialisierung
Zuletzt aktualisiert am
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Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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